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(Nr. 12123.) Staatsvertrag zwiſchen der Preußiſchen und Schaumburg⸗Lippiſchen Regierung 
über eine Abänderung des zwiſchen dieſen Regierungen abgeſchloſſenen Staats⸗ 
vertrags vom 3. Januar 1910 und über den Anſchluß der in Schaum⸗ 
burg⸗Lippe wohnhaften Apotheker an die Apothekerkammer der preußiſchen 
Provinz Hannover. Vom 24. Januar 1921. 


Wegen Abänderung des zwiſchen der Preußiſchen und der Schaumburg⸗Lippiſchen 
Regierung abgeſchloſſenen Staatsvertrags vom 3. Januar 1910 und wegen des 
Anſchluſſes der in Schaumburg⸗Lippe wohnhaften Apotheker an die Apothekerkammer 
der preußiſchen Provinz Hannover iſt von den beiderſeitigen Landesregierungen 
durch die hierzu beauftragten Kommiſſare, und zwar preußiſcherſeits von dem 
Miniſterialrat, Geheimen Regierungsrat Freiherr v. Tſchammer und Quaritz und 
ſchaumburg⸗lippiſcherſeits von dem Staatsrat D. Bömers nachſtehender Staats⸗ 
vertrag vorbehaltlich der Genehmigung der beiden beteiligten Landesregierungen 
abgeſchloſſen worden: f 

Artikel J. 

Der im Artikel III des Staatsvertrags vom 3. Januar 1910 vereinbarte 
Anſchluß der in Schaumburg⸗Lippe wohnhaften Apotheker an die Apothekerkammer 
der preußiſchen Provinz Heſſen⸗Naſſau wird hiermit aufgehoben. 

Für die Durchführung der in den Artikeln J und II des Staatsvertrags 
vom 3. Januar 1910 bezeichneten Maßnahmen wird das Gebiet von Schaumburg. 
Lippe dem preußiſchen Regierungsbezirke Hannover dergeſtalt angeſchloſſen, daß 
die Apothekerkammer der Provinz Hannover für die innerhalb des Landes Schaum⸗ 
burg⸗Lippe wohnhaften Apotheker in gleicher Weiſe zuſtändig ſein ſoll wie für 
die innerhalb der genannten Provinz wohnhaften Apotheker, ſowie daß die erſteren 
innerhalb des Wahlbezirkes des Regierungsbezirkes Hannover in derſelben Weise 
wahlberechtigt und wählbar ſein ſollen wie die in dieſem Regierungsbezirke 
wohnhaften Apotheker. 
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Artikel II. 5 

Die im Artikel IV des Staatsvertrags vom 3. Januar 1910 der Apotheker⸗ 
kammer der preußiſchen Provinz Heſſen⸗Naſſau eingeräumte Befugnis, nach Maßgabe 
des $ 2 der preußiſchen Verordnung vom 2. Februar 1901 Vorſtellungen und Anträge 
an das Schaumburg⸗Lippiſche Miniſterium zu richten, und die dort derſelben 
Apothekerkammer auferlegte Verpflichtung, ſich auf Erfordern des Schaumburg⸗ 
Lippiſchen Miniſteriums über Fragen innerhalb ihres Geſchäftskreiſes gutachtlich 
zu äußern, wird mit der Maßgabe auf die Apothekerkammer der preußiſchen 
Provinz Hannover übertragen, daß das Schaumburg⸗Lippiſche Miniſterium dieſer 
Apothekerkammer in geeigneten Fällen Gelegenheit zu ſolchen gutachtlichen Außerungen 


N Artikel III. 

Die Schaumburg⸗Lippiſche Landesregierung wird ein Geſetz erlaſſen, durch 
das der § 2 des ſehaumburg⸗lippiſchen Geſetzes, betreffend die Unterſtellung der 
im Fürſtentum wohnhaften Apotheker unter die Apothekerkammer der Königlich 
Preußiſchen Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 18. März 1910, entſprechend den 
Abmachungen der Artikel 1 und II dieſes Vertrages abgeändert wird. 


Artikel IV. 
Die Abmachungen in den Artikeln 1 und II dieſes Vertrags treten am 
J. April 1921 in Kraft. Sollte das im Artikel III erwähnte ſchaumburg⸗ 
lippiſche Geſetz nicht bis dahin erlaſſen ſein, ſo gilt dieſer Vertrag als aufgehoben. 


Artikel V. 
Der gegenwärtige Staatsvertrag ſoll zweimal ausgefertigt, auch ſoll die 
Auswechſelung der Urkunden möglichſt bald bewirkt werden. 
Berlin und Bückeburg, den 24. Januar 1921. 


Freiherr von Tſchammer und Quaritz, Bömers, 
Siegel) Miniſterialrat und Geheimer Regierungsrat. (Siege) Staatsrat. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt beſtätigt worden und die Auswechſelung 
der Beſtätigungsurkunden hat ſtattgefunden. 


(Nr. 12124.) Staatsvertrag zwiſchen den Freiſtaaten Preußen, Bayern und Thüringen über 
D die Aufhebung von Gemeinſchaftsverträgen. Vom 17./22./15. Februar 1921. 


ie Regierungen des Freiſtaats Preußen, vertreten durch den Staatsſekretär 

im Juſtizminiſterium Dr. Mügel, des Freiſtaats Bayern, vertreten durch den 

Staatsminiſter der Juſtiz Dr. Roth, und des Freiſtaats Thüringen, vertreten 

durch den Staatsminiſter Dr. Paulsſen, haben vorbehaltlich der Genehmigung der 

preußiſchen Landesverſammlung und der Landtage von Bayern und von Thüringen 
folgendes vereinbart: 91 

Bayern ſcheidet mit den ehemals coburgiſchen Landesteilen am 1. April 1921 

aus der Landgerichtsgemeinſchaft Meiningen (Staatsverträge vom 17. Oktober 1878 

und 27. November 1903), aus der Oberlandesgerichtsgemeinſchaft Jena (Staatsverträge 

vom 19. Februar 1877, 23. April 1878 und 27. November 1903) und aus der 


— 


— 359 — 


Schwurgerichtsgemeinſchaft mit Meiningen (Staatsverträge vom 11. November 1878 
und 30. März 1889) aus. 92 


Thüringen erhält für ſeine Zuſtimmung zu dem vorzeitigen Ausſcheiden 
Bayerns aus der Landgerichtsgemeinſchaft Meiningen und der Oberlandesgerichts⸗ 
gemeinſchaft Jena von Bayern vom 1. April 1921 an auf die Dauer von acht 
Jahren eine jährliche Entſchädigung von zweihundertfünfzigtauſend Mark. 

Bayern kann die Jahresraten unter Abzug der mit vier vom Hundert zu 
berechnenden Zwiſchenzinſen in einer Summe zahlen. 


93. 
Bayern verzichtet auf alle Anſprüche auf die Gebäude, die Einrichtung 
und die Büchereien der beiden Gerichte. 


84. 

Bayern übernimmt vom 1. April 1921 an die Zahlung der Ruhegehalte, 
Wartegelder und Hinterbliebenenbezüge der ehemals coburgiſchen Beamten des 
Landgerichts Meiningen. 

Bayern beteiligt ſich vom 1. April 1921 an in demſelben Verhältniſſe, nach 
dem die Aufwendungen für das Oberlandesgericht Jena von den beteiligten Ländern 
zu beſtreiten waren, an den in dieſem Zeitpunkte geſchuldeten Leiſtungen für Ruhe⸗ 
gehalt, Wartegeld und Hinterbliebenenbezüge, welche die Oberlandesgerichtsgemein⸗ 
ſchaft belaſten, bis zum Ablaufe dieſer Anſprüche. ; 


6:5; 

Hinſichtlich der Übernahme der von Coburg⸗Gotha ernannten Richter des 
Landgerichts Meiningen und des meiningiſchen Richters bei der Strafkammer in 
Coburg bleibt beſondere Regelung durch ein Zuſatzprotokoll vorbehalten. 

Die ſonſtigen Beamten, die bei der Strafkammer Coburg und der Kammer 
für Handelsſachen in Coburg beſchäftigt find, werden vom 1. April 1921 an von 

Bayern übernommen. 6 


96. 

Nach demſelben Verhältniſſe, nach dem die Aufwendungen für das Land⸗ 
gericht Meiningen und das Oberlandesgericht Jena von den beteiligten Ländern 
zu beſtreiten waren, werden vom 1. April 1921 an alle Haftungsan prüche gegen 
das Landgericht oder das Oberlandesgericht oder gegen einzelne bei dieſen Gerichten 
angeſtellte Beamte auch weiterhin von den bisherigen Vertragsteilen oder ihren 
Rechtsnachfolgern vertreten, ſoweit die Anſprüche in der Zeit bis zum 1. April 1921 
entſtanden ſind. 


§7. 

Die über die gemeinſchaftlichen Strafanſtalten Untermaßfeld, Ichtershauſen 
und Gräfentonna beſtehenden Verträge ſowie die Abkommen über Haſſenberg 
(Staatsverträge vom 28. Oktober 1876 und 5. Dezember 1910) gelten vom 
1. April 1921 an im Verhaͤltniſſe zwiſchen Bayern als Rechtsnachfolger von 
Coburg und zwiſchen Thüringen als abgelaufen mit der Maßgabe, daß kein 
Vertragsteil gegen den anderen irgendwelche Anſprüche erheben kann. Insbe⸗ 
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ſondere hat Bayern an dem Grundbeſitze, den Gebäuden und der Einrichtung 
von Untermaßfeld, Ichtershauſen und Gräfentonna keinen Anteil. 


88 
Die Vertragſchließenden behalten ſich vor, weitere Beſtimmungen durch 
Zuſatzprotokolle zu treffen, die in ihrer Wirkung dieſem Vertrage gleichgeſtellt 
werden. 
Berlin, den 17. Februar 1921. 


Auf Grund Ermächtigung 5 i Staatsminiſteriums. 


e im 1 
München, den 22. Februar 1921. 


Bayeriſches Staatsminiſterium. 
Dr. Roth. 


Weimar, den 15. Februar 1921. 
Thüringiſches Staatsminiſterium. 
Siegel) Paulsſen. 
Der vorſtehende Staatsvertrag iſt von dem e dem Bayeriſchen 
und dem Thüringiſchen Landtage genehmigt worden. 


(Nr. 12125.) Erlaß des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend Anwendung des ber- 
einfachten Enteignungsverfahrens beim Ausbau 9 1 19 15 des Oberpregels 
A von Inſterburg bis Groß Bubainen. Vom 29. März 19 


uf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159 und 174) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57 und 115), 
vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141 und 1916 S. 9), vom 
10. April 1918 (Geſetzſamml. S. 41 und 1919 S. 142), vom 15. Auguſt 1918 
(Gefegfamml. S. 144 und 1920 S. 29) und des Geſetzes vom 21. September 1920 
a S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren 
nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei dem Ausbau (Kanaliſierung) des 
Oberpregels zwiſchen Inſterburg und Groß Bubainen Anwendung findet, nachdem 
dem Preußiſchen Staate (Waſſerbauverwaltung), und im Falle der Übertragung 
des Bauunternehmens auf das Reich dieſem, das See durch den 
Erlaß vom heutigen Tage verliehen worden iſt. 

Berlin, den 29. März 1921. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Oeſer. 


Redigtert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 

Der Bezugspreis für die Preuſiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen 
Zeitungsgebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 
1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. 

Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


